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Debatte im Bundestag (Bonn, 13. Juni 1950)

[...]

Dr. Adenauer, Bundeskanzler (mit Beifall der Regierungsparteien begrüßt): Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hat Ihnen vor längerer Zeit eine Denkschrift zur Frage des Beitritts zum Europarat zugehen 
lassen. Ich darf ja annehmen, daß der Inhalt dieser Denkschrift bei Ihnen noch im Gedächtnis ist. Aber 
immerhin lassen Sie mich zu Beginn meiner Ausführungen einige Fakten aus dieser Denkschrift 
wiederholen.

Die Satzung des Europarates ist vom 5. Mai 1949 datiert. Der Grundcharakter und das Ziel des Europarates 
sind in der Präambel niedergelegt. Es heißt da: Ziel ist die Festigung des Friedens zum Schutze der 
menschlichen Gesellschaft und der Zivilisation.

Das Statut des Europarates kennt zwei Arten von Mitgliedern: ordentliche und assoziierte. Die Länder, die 
nur assoziierte Mitglieder entsenden, haben keinen Vertreter im Ministerrat. Man hat diese Einrichtung von 
vornherein im Hinblick auf Deutschland geschaffen, da die Voraussetzung volles Mitglied zu sein, – 
d. h. mit Vertretung im Ministerrat –, volle Souveränität des Staates, namentlich auf außenpolitischem 
Gebiete, sei. Die Aufnahme neuer Mitglieder erfolgt auf Einladung. Eine Einladung, als assoziiertes 
Mitglied beizutreten, ist am 31. März 1950 an die Bundesrepublik Deutschland ergangen; gleichzeitig ist 
auch die Saarregierung eingeladen worden, als assoziiertes Mitglied beizutreten.

Dann, meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ein Wort zum Atlantikpakt sagen und in Ihr 
Gedächtnis zurückrufen, daß Europarat und Atlantikpakt, sowohl was die Zielsetzung als auch den Kreis der 
Mitglieder angeht, voneinander verschieden sind.

(Zuruf von der KPD: Das meinen Sie!)

Und nun, meine Damen und Herren, haben Sie in diesen Tagen darüber zu entscheiden, ob die 
Bundesrepublik Deutschland die an sie ergangene Einladung annimmt oder ob sie sie ablehnt. Zwischen 
diesen beiden Alternativen hat der Bundestag eine Entscheidung zu treffen.

In die Denkschrift der Bundesregierung ist ein Abschnitt eingefügt, in dem die Gründe, die für die Annahme 
der Einladung sprechen, und die Gründe, die dagegen ins Feld geführt werden, gegeneinander abgewogen 
sind. Seit dem Erscheinen dieser Denkschrift hat sich die außenpolitische Situation wiederum, und zwar in 
erheblichem Maße geändert, so daß dieses Kapitel „Für und Wider“ ergänzt werden muß. Ich nenne als 
solche neuen Tatsachen erstens den Schuman-Plan, zweitens die Londoner Konferenz, drittens den Beschluß 
des Hamburger Parteitags der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands,

(Hört! Hört! bei der KPD)

die Einladung abzulehnen.

Ich möchte zunächst zu dem Schuman-Plan sprechen. Sie alle kennen, wie ich annehmen darf, den Beschluß 
des französischen Kabinetts, dessen wesentlicher Inhalt ist, daß die deutschen und die französischen 
Montanindustrien, Kohle, Stahl und Eisen, zusammengebracht werden sollen

(Abg. Rische: Kriegskartell!)

und daß eine hohe Behörde neu geschaffen werden soll, die zwar nicht eine Einrichtung ist, die über den 
Mitgliedern, über denjenigen diesen Vertrag schließen, steht, auf die aber, wie es der französische 
Staatspräsident Auriol ausgedrückt hat, eine Assoziation von Souveränitätsrechten der verschiedenen 
Paktländer übertragen werden soll.

(Abg. Rische: A la Comité des forges!)
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Mit anderen Worten, meine Damen und Herren, die Anweisungen dieser hohen Behörde, gegen die gewisse 
Rekurse vorgesehen sind – ich kann hier nicht auf Einzelheiten eingehen –, sollen auf dem Gebiet, das ihr 
eingeräumt ist, bindend sein.

Der Schuman-Plan ist zunächst für Frankreich und Deutschland erdacht gewesen.

(Abg. Rische: Und Amerika!)

Aber es war von Anfang an vorgesehen, daß auch andere europäische Länder ihm beitreten können. Es sind 
auch sofort die italienische Regierung, die luxemburgische Regierung, die belgische Regierung und die 
holländische Regierung mit der Erklärung an die Öffentlichkeit getreten, daß sie bereit seien, auf der 
Grundlage dieses Programms des französischen Kabinetts zu Verhandlungen zusammenzukommen.

Von seiten des Herrn Dr. Schumacher ist auf dem Sozialdemokratischen Parteitag an mich eine Reihe von 
Fragen über den Schuman-Plan gestellt worden. Ich werde vielleicht im Laufe meiner Ausführungen noch 
darauf eingehen. Aber ich kann hier schon bemerken: die ganzen Antworten auf diese Fragen ergeben sich 
ohne weiteres aus der Erklärung des französischen Kabinetts. Ich betone: des französischen Kabinetts, weil 
auch insofern Herrn Dr. Schumacher ein Irrtum in seinen Ausführungen unterlaufen ist, als der Schuman-
Plan die einmütige Zustimmung des französischen Kabinetts, der französischen Regierung, gefunden hat.

Ich darf dann noch folgendes hierzu sagen. In der Erklärung des französischen Kabinetts ist ausdrücklich 
betont worden, daß Staatsverträge abgeschlossen werden sollen, die von den Parlamenten ratifiziert werden 
müssen, so daß also Sie, meine Damen und Herren vom Bundestag, wenn die Dinge gereift sind, das ganze 
Material erhalten werden und Sie dann die Entscheidung darüber zu treffen haben, ob der Vertrag 
angenommen oder abgelehnt wird.

(Abg. Rische: Das bestimmt Acheson!)

Es kann also in keiner Weise die Rede davon sein, daß irgendwie das Parlament ausgeschaltet oder in seinen 
Rechten auch nur im geringsten angetastet werden würde.

Die großbritannische Regierung hat zu meinem sehr lebhaften Bedauern bisher nicht geglaubt, der 
Einladung der französischen Regierung Folge leisten zu sollen. Ich erkläre ausdrücklich, daß ich das 
außerordentlich bedauere und daß ich die Hoffnung nicht aufgebe, daß im Laufe der Verhandlungen 
Großbritannien zu diesem Plan doch eine positivere Stellung einnehmen wird. Ich sage das nicht irgendwie 
aus wirtschaftlichen Gründen, wie ich überhaupt hier ausdrücklich erklären möchte – und ich befinde mich 
dabei in vollster Übereinstimmung nicht nur mit der französischen Regierung, sondern auch mit demjenigen 
Manne, der der Hauptmotor des ganzen Planes ist, mit Herrn Monnet –, daß die Bedeutung des ganzen 
Vorschlages in allererster Linie nicht eine wirtschaftliche, sondern eine politische ist.

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren! Wenn Sie die Erklärung des französischen Kabinetts – ich glaube, vom 7. oder 
9. Mai – mit der Aufmerksamkeit lesen, die diesem Dokument gebührt, dann werden Sie an mehreren 
Stellen die ausdrückliche Erklärung finden, daß mit diesem Pakt der Anfang zu einem föderativen Aufbau 
Europas gemacht werden soll. Die politische Bedeutung des Vorschlages wird so stark wie nur denkbar 
unterstrichen, und aus persönlichen Gesprächen, die ich mit Herrn Monnet geführt habe, kann ich auch nur 
noch bestätigen, daß das politische Moment auch nach seiner Auffassung am meisten in die Waagschale 
fällt. Daß man, meine Damen und Herren, wenn man darauf ausging, die seit Jahrhunderten bestehenden 
Differenzen zwischen dem französischen Volk und dem deutschen Volk zu beseitigen, gerade an eine 
derartige Konstruktion bezüglich Eisen, Stahl und Kohle gedacht hat, hat einen sehr guten Grund.

(Abg. Rische: Kann man wohl sagen!)
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den Sie alle verstehen werden.

(Abg. Rische: Sehr wohl! Sehr wohl!)

Es gibt keine bessere Möglichkeit, dem französischen Volk die Zweifel an der Friedensliebe des deutschen 
Volkes zu nehmen, als wenn man diejenigen Produkte – Eisen und Stahl –, die nach wie vor die Hauptträger 
einer jeden Aufrüstung sein würden, in Frankreich und Deutschland so zusammenbringt, daß eben der 
französische Partner dieses Paktes über alles unterrichtet ist, was auf dem ganzen Gebiete von Eisen, Stahl 
und Kohle vor sich geht.

(Abg. Rische: Das sind die amerikanischen Monopolisten, die Sie da meinen! – Abg. Niebergall: Das tut 
doch schon die Sicherheitsbehörde! – Unruhe bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte von der Tribüne dieses Hauses aus erklären, daß das deutsche Volk 
in seiner Gesamtheit mit wenigen Ausnahmen – das glaube ich sagen zu können -

(Lachen bei der KPD)

wünscht, daß zwischen Deutschland und Frankreich in Zukunft alle psychologischen Hemmnisse beseitigt 
werden, auf daß endlich Friede auch in Europa werde.

(Lebhafte Zustimmung bei den Regierungsparteien. – Lachen und Zurufe bei der KPD.)

Ich möchte Ihnen dann, obgleich das streng genommen nicht so sehr zum Thema gehört, über den Schuman-
Plan noch folgendes sagen. Nicht in den Europarat eintreten, Europa die Einladung ablehnen, bedeutet eine 
Negierung auch dieses Vorschlages Frankreichs.

(Zustimmung in der Mitte.)

Daran kann gar kein Zweifel bestehen; denn der politische Zweck dieses französischen Vorschlags, geht ja 
gerade auf die Schaffung einer europäischen Föderation, wie das in vollster Deutlichkeit ausgesprochen 
worden ist. Wir alle wissen, daß der Europarat, auch wenn er sicher noch kein vollkommenes Instrument ist, 
doch dieselbe Tendenz hat. Nun kann ich unmöglich die Einladung abschlagen und gleichzeitig sagen: ich 
will aber über den andern Weg zu einem föderativen Europa. Das, meine Damen und Herren, ist wirklich 
unmöglich. Derjenige, der die Einladung in den Europarat ablehnt, präjudiziert damit auch seine Stellung 
zum Schuman-Plan. Er braucht gar nicht mehr noch ausdrücklich vier oder sechs Bedingungen zu stellen.

[...]

Ich bin auch gezwungen, in aller Öffentlichkeit und von diesem Platze aus mein Bedauern über die Art und 
Weise auszudrücken, wie von Herrn Dr. Schumacher der Schuman-Plan behandelt worden ist. Der 
Schuman-Plan ist aus wirklich ehrlichen und ethischen Motiven heraus vorgeschlagen worden.

(Abg. Renner: Der Krieg ein Ethos!)

Den Schuman-Plan als Europarat A.G. zu bezeichnen, halte ich gegenüber der französischen Regierung 
nicht für richtig.

(Abg. Dr. Schumacher: Es ist außerdem nicht wahr; das müssen Sie wissen! – Zurufe von der KPD.)

Das gleiche gilt von weiteren Ausführungen über den Plan. Lassen Sie mich auch hier einige Zitate aus der 
Rede anführen:

Der europäische Übereifer der großen Manager und Schwerindustriellen scheint mir nämlich darin zu ruhen, 
daß sie bei dem Weg auf das Ziel zusammen mit der französischen Schwerindustrie die Eventualität des 
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Ausweichens vor der Sozialisierung und vor dem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter erkennen.

Und an einer anderen Stelle heißt es:

Was hat die Bundesregierung daraus gemacht? Sie hat den Sinn des französischen Vorschlags schon so 
entscheidend verbogen, daß es keine agitatorische Übertreibung ist, wenn man vom Beginn der 
Verfälschung spricht, indem sie die Verhandlungslegitimation für sich okkupiert und den Plan auf der 
Grundlage von Sachverständigen diskutieren will.

Nun, der Gedanke des Herrn Monnet und der französischen Regierung über die Art und Weise der 
Verhandlungen ist folgender. Man ist sich völlig darüber klar, daß, wenn erst einmal die technischen 
Sachverständigen von sechs Ländern sich zusammensetzen, diesen die technischen Schwierigkeiten und 
Meinungsverschiedenheiten so ungeheuerlich groß erscheinen, daß diese dann so ausführlich diskutiert 
werden, daß der ganze Plan in der Gefahr schwebt, zerredet zu werden. Herr Monnet möchte deshalb, daß 
auf der am 20. Juni in Paris zusammentretenden Konferenz von sämtlichen beteiligten Ländern keine 
technischen Sachverständigen anwesend sind. Er möchte, daß Leute mit weitem wirtschaftlichen Horizont 
anwesend sind,

(Abg. Rische: Aus den Konzernen!)

auf europäischem Boden stehend und europäisch denkend – das ist die Hauptsache – und weiter Leute, die 
in der Lage sind, staatsrechtliche Verträge zu entwerfen und zu beraten.

(Abg. Rische: Da ist Herr Pferdmenges der richtige Mann!)

Erst dann, meine Damen und Herren, wenn auf dieser Konferenz in Paris, auf der so schnell wie eben 
möglich gearbeitet werden soll, eine Verständigung über den Aufgabenkreis dieser Hohen Kommission 
erzielt ist und wenn eine Verständigung über das Schema der abzuschließenden Staatsverträge erfolgt ist und 
wenn dazu die Parlamente der sechs Länder Ja und Amen gesagt haben, erst dann, meine Damen und 
Herren, ist nach der Ansicht des Herrn Monnet, die ich für sehr richtig halte, das Feld offen für die 
technischen Berater.

(Abg. Renner: Und wann schalten Sie die Gewerkschaften ein?)

Herr Dr. Schumacher hat dann weiter ausgeführt, es solle auf der Grundlage der Ausführungen von 
Sachverständigen verhandelt werden. Ich habe eben schon gesagt, daß das ein absoluter Irrtum ist. Er hat 
ferner gesagt:

Eine Reihe von Sachverständigennamen kennt man: es sind lauter Leute der Schwerindustrie, Alteigentümer 
oder Großmanager.

(Sehr richtig! bei der SPD).

Es ist eine Anzahl von Abgeordneten des Bundestags darunter, aber kein einziger sozialdemokratischer 
Deputierter oder Wirtschaftspolitiker.

Meine Damen und Herren, alle diese Annahmen des Herrn Kollegen Schumacher sind falsch.
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(Abg. Rische: Das kann man revidieren!)

Die Zusammensetzung der Deputation, die nach Paris gehen soll, steht noch nicht fest. Darüber werden noch 
Überlegungen angestellt. Aber Sie können sich fest darauf verlassen,

(Abg. Dr. Schumacher: Nein!)

daß alles das, was Herr Kollege Schumacher annimmt, sich schon in acht Tagen als ein Irrtum herausstellen 
wird, wenn wir die Namen der Mitglieder dieser Deputation veröffentlicht haben.

(Abg. Rische: Nach den Wahlen!)

Es ist klar, daß diese Deputation in ständiger Fühlungnahme mit der Bundesregierung und den Ministerien 
der Bundesregierung bleiben muß. Und so wird, genau so wie in Frankreich, auch unter meinem Vorsitz ein 
Ministerausschuß gebildet, der mit dieser nach Paris zu entsendenden Deputation in ständigem Kontakt 
bleibt.

Meine Damen und Herren! Ich finde es sehr wenig geschmackvoll, wenn Herr Kollege Schumacher – er 
liebt ja eine bilderreiche Sprache, ohne daß man diese Sprache immer als eine poetische Sprache bezeichnen 
kann – sagt, daß wir am Schwanze des französischen Gauls in den Europarat hineingingen.

(Große Heiterkeit. – Abg. Renner: Das hat auch einer der Herren Minister gesagt!)

Auch ich habe schon auf Parteitagen gesprochen, und ich kann mir verstellen, Herr Kollege Schumacher, 
daß Sie für diese blumige Wendung großen Beifall gehabt haben.

(Heiterkeit.)

Aber ich glaube, man sollte auch immer berücksichtigen, wie derartige Wendungen im Auslande wirken. 
Das muß man nach meiner Meinung namentlich dann tun, wenn man Vorsitzender einer großen deutschen 
Partei ist.

(Abg. Schoettle: Das gilt auch für den Regierungschef als Parteiführer!)

– Herrn Abgeordneten Schoettle, der nicht nur Politiker, sondern auch Mensch ist,

(Abg. Schoettle: Gott sei Dank – Heiterkeit!)

antworte ich immer gern auf einen Zwischenruf. Das gilt auch für den Regierungschef als Parteiführer: da 
haben Sie vollkommen recht.

(Abg. Schoettle: Aber wenn wir Ihre Reden hier zur Debatte stellen würden, käme manchmal auch etwas 
heraus, was Ihnen nicht gefällt!)

Meine Damen und Herren, man soll sich Reden im genauen Wortlaut beschaffen. So hat zum Beispiel Herr 
Kollege Schumacher – ich sage das nur im Anschluß daran – auch darüber gesprochen, daß ich vor dem 
Hamburger Parteitag einen Appell an seine Parteifreunde gerichtet hätte.

(Abg. Dr. Schumacher: Richtig!)

Wo habe ich das getan, Herr Schumacher?

(Abg. Dr. Schumacher: In Köln! – Abg. Renner: Seit einer Viertelstunde machen Sie das sozusagen mit aller 
Liebe! – Große Heiterkeit!)
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Ich glaube, daß der Herr Kollege Schumacher nicht richtig unterrichtet ist, und dich freue mich, daß 
Herr Renner langsam in seinen früheren Ton zurückfällt.

(Lebhafte Heiterkeit. – Abg. Renner: Wo ich Sie so gut kenne! – Erneute Heiterkeit!)

Ehe ich weitergehe, muß ich noch etwas zu weiteren Äußerungen auf dem SPD-Parteitag in Hamburg sagen, 
und zwar muß ich das gerade wegen der Beschlüsse der Mehrheit dieses Hauses und der Geltung sagen, die 
diese Mehrheitsbeschlüsse im Ausland beanspruchen können. Herr Dr. Schumacher hat ausgeführt, eine 
Realisierung einer grundsätzlichen Politik ohne die Zustimmung der deutschen Sozialdemokratie sei sehr 
wenig bedeutsam.

(Sehr richtig! bei der SPD. – Hört! Hört! bei der KPD.)

Er hat weiter gesagt, der Vorschlag der Franzosen richte sich an das ganze deutsche Volk, auch an die 
Opposition – das ist richtig –, vor allem an die Sozialdemokratie, ohne die es ja dann doch nicht gehe.

(Zuruf von der CDU: Bescheiden!)

Sehen Sie, das ist ein Irrtum. Ich sage Ihnen: Wenn Sie sich von der Mitarbeit distanzieren, dann wird es 
auch ohne Sie gehen.

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.)

Aber ich meine, man sollte solche Äußerungen nicht machen, weil sie doch nur darauf ausgehen, die 
Mehrheit dieses Hauses und ihre Beschlüsse im Ausland so erscheinen zu lassen, als wenn die Mehrheit des 
deutschen Volkes nicht dahinterstünde. Wenn wir heute das deutsche Volk darüber abstimmen lassen 
könnten, ob wir die Einladung in den Europarat annehmen oder ablehnen sollen, – ich sage Ihnen: eine 
überwältigende Mehrheit wird für die Annahme stimmen.

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.)

Der Hamburger Parteitag hat die Ablehnung der Einladung, in den Europarat einzutreten, mit einer 
überwältigenden Stimmenmehrheit beschlossen, und zwar hat er diesen Beschluß gefaßt, weil Herr 
Dr. Schumacher erklärt hat: Wir sagen nein zum Ersatz-Europa von Straßburg bei gleichzeitigem Eintritt der 
Saar. Dr. Schumacher hat über die Saarfrage noch weitere Ausführungen gemacht. Er hat gesagt:

Nicht die Sozialdemokraten haben den Europarat und die Saarfrage gekoppelt. Es war im Juli 1949 zu 
unserem aufrichtigen Bedauern die französische Regierung, die diese Fragen gekoppelt hat.

Er hat weiter gesagt:

Die Saarfrage ist keine isolierte Frage. Die Saarfrage ist deswegen materiell nicht zu bagatellisieren. Die 
Anwesenheit von Saarvertretern im Europäischen Rat ist die Deklarierung eines Prinzips. Verbalproteste, 
Proteste der bloßen Worte helfen nicht. Hier hilft nur die Verweigerung der Anerkennung durch Tatsachen 
und durch Handeln. Es gibt kein Entweder-Oder zwischen dem Europarat und der Saarfrage, sondern die 
Behandlung der Saarfrage ist die Antwort auf die Frage der politischen Konstruktion von Straßburg.

Ein Satz darin hat mich zum Kopfschütteln veranlaßt. Dr. Schumacher sagt: „Die Anwesenheit von 
Saarvertretern im Europäischen Rat ist die Deklarierung eines Prinzips.“ Schöner Satz! Aber wenn ich mich 
recht entsinne, waren doch Vertreter der Sozialdemokratischen Partei des Saargebiets, die ihre Leute in der 
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Saarregierung hat, auf verschiedenen Comisco-Tagungen mit Vertretern der deutschen Sozialdemokratie 
zusammen.

(Sehr richtig! rechts.)

Ich kann wirklich nicht einsehen: Wenn ich mich mit Vertretern der Sozialdemokratischen Partei, die hinter 
der Saarregierung steht, am Comisco-Tisch zusammensetzen kann, warum kann ich mich dann nicht in 
Straßburg im Europäischen Rat mit ihnen zusammensetzen ?

(Abg. Dr. Schmid [Tübingen]: Weil das rechtliche Wirkungen hat und das andere nicht!)

Der Herr Kollege Dr. Schumacher hat weiter gesagt, „daß diese Anerkennung – er meint damit den Eintritt 
in den Europarat gleichzeitig mit der Saarregierung – von verhängnisvoller Rückwirkung auf die juristisch-
moralische Position beim Kampf gegen die Oder-Neiße-Linie sei und daß diese Anerkennung gefährlich, 
wenn nicht tödlich wirken könnte gegen die Rückkehr und den Heimatanspruch unserer Ostvertriebenen. 
Daran müssen wir denken.“

Nun, gerade in diesen Tagen ist zwischen der Ostzonenregierung und Polen eine Abmachung wegen der 
Oder-Neiße-Linie geschlossen worden. Ich habe die gesamte Presse der SED, der KPD und, soweit möglich, 
von Satellitenstaaten und Sowjetrußlands daraufhin durchsehen lassen, ob irgendwie bei dieser Gelegenheit 
die Saarkonventionen erwähnt worden sind. Ich habe feststellen müssen, daß es dort keinem Menschen 
eingefallen ist, die Saarkonventionen in dem Zusammenhang überhaupt zu erwähnen.

Ich möchte noch folgendes feststellen. Es ist ausdrücklich seitens der Hohen Kommissare erklärt worden – 
Sie finden das in der Denkschrift –, daß die Einladung an die Saarregierung nicht eine Vorwegnahme der 
Entscheidung beim Friedensvertrag bedeute.

Ein weiteres darf ich hier sagen. Das Saarproblem verliert durch den Schuman-Plan in ganz großem Maße 
an Bedeutung,

(Sehr richtig! in der Mitte)

weil die Saargruben und die Saarhüttenwerke in dieses Abkommen fallen. Ich bin der Überzeugung, daß, 
dann, wenn dieser Schuman-Plan realisiert wird und wenn wir der Saar bis zu den nächsten Wahlen, die dort 
stattfinden, Zeit lassen, sich die Saarfrage ohne weiteres lösen wird.

Aber, Eintritt der Saarregierung in den Europarat und Ablehnung der Einladung durch Deutschland: das sind 
wirklich nicht vergleichbare Größen. Es heißt gar nicht, daß durch den Eintritt der Saarregierung irgendwie 
ein Prinzip statuiert wird. Ich habe immer noch den dringenden Wunsch – und, meine Damen und Herren 
von der sozialdemokratischen Fraktion, der Wunsch ist mir sehr ernst –, daß Sie im Laufe der Beratungen 
doch zu der Überzeugung kommen: die Dinge liegen zur Zeit in Europa und in der Welt so, daß auch Sie 
dem Eintritt in den Europarat zustimmen können.

Ich habe mit den Hohen Kommissaren, als die Einladung in Sicht war, einen Briefwechsel gehabt, um dieses 
oder jenes noch zu erreichen. Ich habe diesen nicht geführt, weil es für mich nötig gewesen wäre, meine 
Überzeugung in dem zu festigen, was wir tun müssen, sondern ich habe versucht, der sozialdemokratischen 
Fraktion die Möglichkeit zu geben, zuzustimmen. Es ist ganz klar, daß ich als Chef dieser Regierung Wert 
darauf lege, daß in diesem Hause der Vorschlag der Bundesregierung mit einer sehr großen Mehrheit 
angenommen wird. Wenn er aber nicht mit einer sehr großen Mehrheit angenommen wird, wenn er auch 
nicht eine so große Mehrheit findet, nun, meine Damen und Herren, dann wird trotzdem entsprechend 
gehandelt werden; und der Beschluß wird im Ausland auch entsprechend gewertet werden.

(Bravo! bei den Regierungsparteien.)

Zum Schluß dieses Teils meiner Ausführungen möchte ich doch die sozialdemokratische Fraktion auf das 
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hinweisen, was Herr Spaak in diesen Tagen in Dortmund gesagt hat. Herr Spaak ist, wie Sie alle wissen, 
Sozialist, und er ist ein Mann von europäischer Bedeutung. Er hat am 11. dieses Monats in Dortmund 
ausgeführt, der deutsche Beitritt habe auch nicht im geringsten etwas mit der Frage des deutschen Ostens 
oder mit der Saarfrage zu tun.Der Gedanke, daß ein deutscher Beitritt einen Verzicht auf das Saarland oder 
die Gebiete östlich von Oder und Neiße bedeuten werde, sei seiner Ansicht nach vollkommen falsch. Es sei 
der Wille aller Mitglieder in Straßburg, ganz Europa zu erschließen, einschließlich der Gebiete, die heute 
noch außerhalb stehen. Für ihre Forderung auf Rückgabe der 0stprovinzen und seinen – Spaaks – und ihren 
Wunsch nach der Einheit Deutschlands werde die Bundesrepublik in Straßburg Alliierte und keine Gegner 
finden. Auch andere deutsche Probleme wie vor allem die Flüchtlingsfrage ließen sich nach seiner Ansicht 
nur in europäischer Zusammenarbeit und keinesfalls in einem isolierten Deutschland lösen.

[...]

Dr. von Brentano: Erlauben Sie mir, daß ich in einem anderen Zusammenhang den gleichen zitiere, den der 
Herr Bundeskanzler zitiert hat, nämlich den Präsidenten der Konsultativ-Versammlung, Paul Henri Spaak, 
der am 28. Januar 1950 sagte:

Jede praktische Aktion ist mehr wert als alle Träume der Welt. Man muß konkrete Maßnahmen treffen, 
selbst wenn sich diese in engen Grenzen halten. Wir dürfen nicht länger sagen: „Ich bin für die Organisation 
Europas“, oder: „Ich wünsche die Vereinigten Staaten von Europa“. Wir müssen handeln!

Ich glaube, daß wir hier jedes Wort unterschreiben können und daß wir uns auch sagen sollten, daß nach 
einem guten und bewährten französischen Sprichwort die Abwesenden immer unrecht haben.

Es gibt auch solche, die uns sagen, daß diese Entscheidung ja keine Eile habe, daß wir warten könnten, bis 
die Mitarbeit Deutschlands unter besseren Bedingungen und Vorzeichen möglich wäre. Meine Damen und 
Herren! Ich warne vor einer solchen Vorstellung, als ob die Zeit für die europäische Zusammenarbeit, als ob 
die Zeit für die Erhaltung der westlichen Demokratien und der demokratischen Freiheiten arbeite. Ich bin 
um so weniger der Auffassung, daß wir Zeit haben, als wir – und da stimme ich den Ausführungen des 
Herrn Bundeskanzlers zu – mit einem „Nein“ zu Straßburg auch ein „Nein“ zum Schuman-Plan sagen 
würden. Ich glaube, wir sind uns alle darüber im klaren, daß ein „Nein“ zu der Regierungsvorlage 
zwangsläufig auch eine Negation dieses Plans der französischen Regierung bedeuten würde; und gerade 
dieser Schuman-Plan scheint mir den Weg zur Lösung des wohl brennendsten europäischen Problems zu 
zeigen, nämlich der deutsch-französischen Frage. Europa soll nicht von Deutschland und Frankreich 
gestaltet werden. Europa kann aber nur entstehen, wenn die historische Feindschaft, die diese Völker seit 
Jahrhunderten getrennt und die über diesen europäischen Kontinent schon so viel Unglück gebracht hat, 
durch eine ehrliche und vertrauensvolle Freundschaft abgelöst wird. Wir glauben, daß gerade der Schuman-
Plan hier ein geeignetes Instrument ist; denn die Verwirklichung des Schuman-Plans schließt wohl auch für 
einen phantasiebegabten Menschen die Möglichkeit einer nochmaligen kriegerischen Verwirklichung dieser 
beiden Staaten für alle Zeiten aus.

Ich sagte, Deutschland und Frankreich sollen und werden Europa nicht allein gestalten. Ich kann auch hier 
nur den Wunsch des Herrn Kanzlers aufnehmen, daß der Mitarbeit in Europa ebensowenig wie der Mitarbeit 
an der Verwirklichung des Schuman-Plans sich irgendeine europäische Macht – am wenigsten England – 
entziehen möge, wenn wir auch naturgemäß wissen, daß bei der besonderen staatsrechtlichen Struktur 
Englands mit seinen starken Verflechtungen und Verpflichtungen im Rahmen seines Commonwealth die 
Entscheidungen für dieses Land schwerer zu treffen sind als für andere europäische Länder.

Meine Damen und Herren! Wenn wir heute vor dieser Entscheidung stehen, dann sollten wir allerdings auch 
aufmerksam auf die hören, die uns hierhergeschickt haben. Ich glaube, sagen zu können, daß die Vorstellung 
einer europäischen Verständigung, daß der Gedanke an die Schaffung eines vereinten Europas zu den Ideen 
gehört, die am stärksten in unserem deutschen Volk und ganz besonders in der deutschen Jugend Widerhall 
gefunden haben.
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(Beifall bei der CDU.)

Vielleicht wird mir Herr Kollege Schmid gestatten, daß ich aus seiner Rede, die er bei der konstituierenden 
Sitzung des deutschen Rates der Europabewegung am 13. September 1949 in Wiesbaden gehalten hat, einen 
kurzen Satz zitiere. Herr Kollege Schmid sagte:

Ich möchte schließen mit den Worten, die ich vor einiger Zeit in einem Kreis junger Leute hörte: Wenn die 
Alten über das notwendige Maß an Bedachtsamkeit hinaus zögern sollten, dann werden wir Jungen ihnen 
das Steuer aus der Hand nehmen; denn das Schiff unserer Zukunft kommt nur mit einem Kurs zum guten 
Hafen: mit dem Kurs auf Europa !

(Hört! Hört! und Bravo! bei der CDU.)

Herr Kollege Schmid hat damals – ich unterstreiche, was er sagte – hinzugefügt: „Die Jugend dieses 
Kontinents wird diesen Kurs steuern!“.

(Bravo! bei der CDU.)

Wir sind entschlossen, auf diese Stimmen zu hören, die ich immer wieder höre, gleichgültig vor welchem 
Kreis ich spreche, auf diese Stimmen der jungen Generation, die nun einmal glaubt, daß dieser schreckliche 
Krieg mit einem echten europäischen Frieden allein seinen konstruktiven Abschluß finden muß. Wir wollen 
auf diese Jugend hören, die nach unabänderlichen biologischen Gesetzen uns hier ablösen wird und die uns 
dann vielleicht den Vorwurf machen würde, in einem historischen Augenblick versagt zu haben.

(Bravo! bei der CDU.)

Darum, meine Damen und Herren – ich spreche das im Namen der Fraktion der Christlich-Demokratischen 
und Christlich-Sozialen Union ebenso wie im Namen der Fraktionen der Freien Demokratischen Partei und 
der Deutschen Partei aus –, haben wir uns entschlossen, die Vorlage des Kabinetts anzunehmen. Ich glaube, 
daß wir damit das tun, was uns unsere Pflicht, unsere Gewissenspflicht als verantwortliche Abgeordnete 
vorschreibt.

[...]

Dr. Schumacher: Wenn der Herr Bundeskanzler jetzt eine Reihe von Erklärungen abgibt, so kann er diese 
Erklärungen nur in seinem Namen oder im Namen des Kabinetts, bestenfalls – ich weiß es nicht – im 
Namen der Regierungsparteien abgeben. Aber er kann diese Erklärung nicht für das deutsche Volk abgeben. 
Die Sozialdemokratie fühlt sich durch die Kundgebung des Herrn Bundeskanzlers in dieser Frage nicht 
gebunden und nicht einmal beeindruckt.

(Zuruf von der CDU: Wir haben aber eine Demokratie!)

Wir müssen gleich von vornherein auch feststellen, daß die personelle Zusammensetzung nach dem, was wir 
bezüglich einiger Personen vor einigen Wochen aus der Presse der Partei des Herrn Bundeskanzlers 
entnommen haben, uns kein großes Vertrauen einflößt. Wir wissen auch nicht, was es mit dem Mann und 
den Männern auf sich hat, die einen deutschen Gegenvorschlag ausarbeiten sollen. Was wir auf dem Gebiet 
bisher gehört haben, zwingt uns dazu, auf das äußerste mißtrauisch zu sein; denn die Akteure aus den 
Interessentenkreisen sind ja schließlich Leute, die an der Schaffung der verderblichen Tatsachen in den 
letzten 40 Jahren deutscher und europäischer Geschichte einen maßgebenden Anteil gehabt haben.

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.)

Es wäre sehr wichtig, wenn der Herr Bundeskanzler bei diesem neuen Problem die Linie einmal einhalten 
würde – oft versprochen und immer wieder verlassen –, die Opposition zu informieren.
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(Sehr gut! bei der SPD.)

Ich stelle hiermit fest, daß der Bundeskanzler bis zum heutigen Tage kein einziges informatorisches 
Gespräch mit einem Vertreter der Opposition bzw. der sozialdemokratischen Oppositionspartei gehabt hat.

(Hört! Hört! bei der SPD.)

Ich glaube, bei einem Manne, der versuchen will, das Instrument der parlamentarischen Demokratie zu 
spielen, muß ein stärkeres Verständnis für Verteilung der Funktionen zwischen Regierung und Opposition 
vorhanden sein. Herr Bundeskanzler, die Welt hätte nicht sehr viel verloren, wenn Sie Ihren lehrhaften 
Vortrag über die Rolle der Opposition, wie Sie sie sich vorstellen, nicht gehalten hätten.

(Zustimmung bei der SPD.)

Die Opposition ist jetzt nämlich am Zuge mit der Erklärung darüber, wie sie sich die Funktion der 
Regierung vorstellt.

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Es ist gewiß erfreulich, wenn der Herr Bundeskanzler sich zu einer Linie des Westens bekennt, ich will 
hoffen, auch der westlichen Demokratie schlechthin,

(Sehr wahr! bei der SPD)

ohne Einschränkung! Aber weil es der Herr Bundeskanzler gewesen ist, der die taktisch schwierige Aktion 
unternommen hat, sachlich notwendige und berechtigte Kritik mit einer Parteinahme für den Osten 
mindestens eventualissime gleichzusetzen, deswegen – und nur deswegen – fühle ich mich verpflichtet, hier 
ein Zitat aus der Zeit von Ende November 1948 vorzulesen, aus einer Zeit also, in der jeder Mensch in 
Deutschland die Klarheit der Fronten und die Endgültigkeit der Entscheidung bereits kennen mußte. Es ist 
ein Zitat aus einer Rede vom 23. November 1948, wiedergegeben in der CDU-Zeitung „Der Tag“ – 
Lizenzträger Jakob Kaiser – am 24. November 1948. Dort heißt es wörtlich:

Mir scheint es horrender Blödsinn zu sein, daß im Zeitalter der Atombombe zwischen Deutschland und 
Frankreich ein Krieg überhaupt möglich sei. Trotzdem fürchtet man in Frankreich noch immer eine 
Bedrohung durch ein wiedererstarktes Deutschland, das dann mit Rußland zusammengehen könnte. Mit 
wem das wiedererstarkte Deutschland zusammengehen wird, hängt ganz davon ab, wie das übrige 
Westeuropa Deutschland behandelt.

(Hört! Hört! bei der SPD.)

Das sollte man vor allem Frankreich, den Benelux-Staaten, aber auch England sagen.

(Zuruf von der CDU: Na ja, und?)

– Der Redner hieß Konrad Adenauer und ist heute deutscher Bundeskanzler.

(Unruhe und Zuruf von der CDU: Was leiten Sie daraus her?)

Ich möchte dem Herrn Bundeskanzler sagen: Wenn das – besonders zu dieser Zeit –
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(Zuruf von der SPD: Das ist Ihnen peinlich!)

etwa ein Sozialdemokrat gesagt hätte, dann hätten wir ihn am nächsten Tag aus der Partei hinausgeworfen!

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.)

Bezüglich der Konstruktion des Europarats möchte ich vorweg eines sagen: Europa kann nicht auf der 
Grundlage vorwiegend geschäftlicher Interessen geschaffen werden. Es kann nicht geschaffen werden auf 
der Grundlage vorwiegend national-geschäftlicher, klassenmäßig- bzw. cliquenmäßig-geschäftlicher oder 
privatgeschäftlicher Interessen. Europa, meine Damen und Herren, ist etwas mehr als der Ausgleich der 
Stahlproduktion zugunsten der einen und der Ausgleich der Kohlenproduktion eventuell zugunsten der 
anderen Seite. Europa ist wichtiger und wertvoller als der billige Ruhrkoks für die neue französische 
Stahlindustrie.

(Zustimmung bei der SPD.)

Europa wird, wenn unter diesen Gesichtspunkten zu diskutieren begonnen wird, doch dann die 
selbstverständliche Antwort der Selbstbehauptung anderer Stahlindustrien finden. Wir werden also vor 
lauter Kampf um die Stahlquote zu keiner Einigung der Völker, sondern bestenfalls zu einer widerwilligen 
Verteilung der Profite kommen.

(Sehr wahr! Bei der SPD.)

Darum erklären wir: Wenn wir den Schuman-Plan – den wir im Grundsatz, gerade weil er französischer 
Initiative entspringt, begrüßen – fördern wollen, dann muß etwas mehr in Aktion treten als die Interessen 
und die Teile von Regierungen, die für die Interessen dieser Interessenten etwas zu viel Verständnis haben.

(Sehr richtig! Bei der SPD.)

Wir möchten ausdrücklich sagen: Das wichtigste in der Organisation der neuen Hochbehörde im Schuman-
Projekt ist doch die Verantwortlichkeit dieser Behörde. Aber dieser Diskussion geht man aus dem Wege. 
Nur einige ungeschickte deutsche Journaltölpel schreiben von den „freien Persönlichkeiten“, die „niemand 
verantwortlich sein können“, und meinen ganz naiv die Manager als diese „freien Persönlichkeiten“. Wir 
haben im Dritten Reich gesehen, was das für „freie Persönlichkeiten“ sind.

(Zuruf bei der SPD: Die sind noch da!)

Ein Überstaat der Manager wäre unser Todfeind, weil wir in ihm das Ende der europäischen Demokratie 
und die objektive Begünstigung der Sowjets sehen.

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.)

Die Sozialdemokratie hat eine Reihe von Voraussetzungen präzisiert. Ich sprach von der Freiheit der 
Entscheidung unseres Volkes über das Eigentum an seiner großen Wirtschaft. Wir müssen aber auch die 
permanente Drohung der französischen Politik mit der einseitigen Internationalisierung deutschen 
Eigentums aus der Welt schaffen; sonst hat eine Verhandlung keinen Zweck. Wir müssen sehen, daß das 
Schuman-Projekt und das Bestehen des Ruhrstatutes und der Ruhrbehörde einander ausschließen und daß 
auf dieser Grundlage kein Gespräch möglich ist.

(Beifall bei der SPD.)

Wir müssen wissen, daß es nicht unsere Aufgabe sein kann, dieses Resteuropa noch einmal in zwei Teile 
zerschneiden zu helfen. Wenn wir lediglich die sechs Länder mit der verhältnismäßig hohen Arbeitslosigkeit 
und den niedrigen Reallöhnen zusammenfassen, dann ist das keine europäische Konzentration; um so 
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weniger, als sie dann auch noch gegen die anderen westeuropäischen Länder mit der Vollbeschäftigung und 
den relativ hohen Reallöhnen konkurrieren müssen.

(Zustimmung bei der SPD.)

Wir haben von Unvorsichtigen über gewisse Absichten gehört. Herr Pertinax ist natürlich in die Arena 
gestolpert. Wann stolpert er nicht? Und der deutsche Bundeswirtschaftsminister Professor Erhard hat 
bezüglich des Schuman-Projektes nach einem Bericht der amerikanisch lizenzierten „Neuen Zeitung“ 
wörtlich erklärt, ein Zusammenschluß Europas unter Beteiligung von Ländern mit sozialistischer 
Volkswirtschaft sei nicht möglich.

(Hört! Hört! bei der SPD.)

Meine Damen und Herren! Entweder reden Sie für Europa; dann werden wir uns positiv an der Diskussion 
beteiligen, und dann werden wir wissen, wie unsere Interessen und Überzeugungen gegeneinander 
abzuwägen sind, was möglich ist und was nicht möglich ist. Oder sie wollen innerhalb Kleineuropas ein 
Kleinsteuropa des äußersten Westens. Aber dann wollen Sie nichts Europäisches. Dann wollen Sie auch 
nichts, mit dem die Europäer im Stande wären, die Gefahren des östlichen Totalitarismus zu überwinden.

[...]

Dr. Schäfer: Meine Damen und Herren! Ein paar Bemerkungen dann noch zu dem Schuman-Plan. Er 
bedeutet eine Erweiterung und eine Ergänzung der Entwicklungen, die in den bisherigen Ergebnissen des 
Europarates zu vermissen sind. Dem Europarat sind große Hindernisse bereitet worden. Sie wissen alle, es 
sind viel Widerstände gewesen, es ist mancherlei Unfreundlichkeit um ihn erwiesen worden. Der Schuman-
Plan tritt da in eine Lücke ein. Er bedeutet nämlich eins: Durch eine einheitliche Verknüpfung und 
Verbindung der Grundstoffindustrien der Kohle- und Eisenerzeugung bedeutet er die Bildung eines 
stählernen Skeletts zwischen den europäischen Volkswirtschaften.

Wenn man Frieden in einem bestimmten Raum sichern will, dann genügt es nicht, äußere Grenzen um ihn 
zu legen. Landschaften wachsen erst zusammen, wenn in ihnen gesellschaftliche Mächte lebendig werden, 
die kreuz und quer die Menschen in ihrem Raum verknüpfen und verbinden. In diesem Zusammenhang 
scheint uns der Schuman-Plan eine wesentliche Unterstützung und eine realistische Förderung dessen, was 
wir anstreben, wenn wir in den Europarat einzutreten bereit sind.

Dabei sind wir uns darüber klar, daß sich hier bei falscher Ordnung der Dinge die Gefahr einer starken 
monopolistischen Machtkonzentration ergeben könnte. Hier wird es notwendig sein, Formen zu entwickeln 
für ein Höchstmaß freier Verbundenheit. Eines wird zuerst notwendig sein: mit Hilfe dieser Rohstoffplanung 
und der ihn tragenden und ihn vor allen Dingen zunächst einmal formenden Institutionen die Lücken zu 
schließen und die Mängel zu beheben, die sich bei der bisherigen Gestaltung des Europarates leider gezeigt 
haben.

Meine Damen und Herren! Herr Dr. Schumacher hat ausgeführt oder hat sich sogar dagegen gewandt, daß 
man die Frage des Eintritts in den Europarat zum Gegenstand parteipolitischer Erwägungen mache. Wir sind 
in diesem Falle wirklich mit ihm einverstanden.

(Abg. Dr. von Brentano: Ja!)

Es geht heute nicht um die Frage, ob das innere Leben dieses künftigen Europas nach diesen oder jenen 
politischen oder gesellschaftlichen Prinzipien gestaltet wird.

(Abg. Dr. von Brentano: Sehr richtig!)

Wir sind sicherlich bereit, für unsere Überzeugungen auch in der europäischen Entwicklung einzutreten. 
Aber es geht jetzt nicht darum, ob irgendein Europa nun nach diesem oder jenem Rezept im Sinne dieses 
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oder jenes Lehrgebäudes errichtet wird. Ich muß dazu sagen: ich las in der Zeitung eine Äußerung von Herrn 
Dr. Schumacher auf dem Parteitag in Hamburg, in der er ein Europa, das seine innere Gestaltung unter 
Umständen nicht im Sinne seiner Parteiideologien finden könnte, ablehnte und ein sozialistisches Europa 
forderte. Da hat er doch erkennen lassen, daß es im Grunde genommen parteipolitische Maßstäbe gewesen 
sind, die in starkem Maße die Absicht, zu dem Europarat hier im Bundestag „nein“ zu sagen, mindestens 
zunächst angeregt und angereizt haben.

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien. – Abg. Arnholz: Die bei Ihnen übliche Unterstellung! – Weiterer 
Zuruf von der SPD: Wie bei Ihnen, Herr Schäfer!)

– Nein, meine Damen und Herren, das ist keine Unterstellung. Wissen Sie, nach meinem Eindruck befinden 
Sie sich in einer merkwürdigen Gefahr.

(Zuruf von der SPD: Von Herrn Dehler!)

– Nein, ich rede jetzt von Ihnen, und zwar sind Sie allmählich auf dem Wege, eine solche Politik zu machen, 
die man als die Methode der partiellen oder vielleicht sogar totalen Sonnenfinsternis bezeichnen könnte.

(Heiterkeit.)

Sie machen es nämlich so, daß Sie vor die Lichtquelle die erstarrten und erkalteten Mondlandschaften aus 
abgestandenen Ideologien, aus längst verhärteten und versteinerten Vorstellungen und Doktrinen von der 
gesellschaftlichen Entwicklung und Gliederung stellen und infolgedessen wesentliche Teile Ihres Weltbildes 
fortgesetzt der tragischen Wirkung einer Unterbelichtung aussetzen und darum zu Mißdeutungen und 
Mißfolgerungen kommen, wie sie heute ausgesprochen worden sind.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Meine Damen und Herren! Über die Einzelheiten, die staatsrechtlichen, völkerrechtlichen und 
wirtschaftspolitischen Folgerungen, wie sie sich aus der Straßburger Erwartung ergeben, wird im einzelnen 
mein Fraktionskollege Dr. Becker sprechen. Ich möchte mit einem kurzen Hinweis auf die besondere 
Umwelt schließen, in der wir hier verhandeln. Ich möchte, weil ich auf die großen Zusammenhänge der 
politischen Entwicklung hinweisen möchte – wie ich es schon eingangs tat –, das Bewegende, das 
Dynamische dieser Entscheidung in den Vordergrund rücken. Da darf ich einmal auf die Tatsache 
hinweisen, daß in dieser Stadt Beethoven geboren ist, zu dessen grandiosesten Werken die Musik zu dem 
bewegenden Gedicht Schillers von den umschlungenen Millionen der ganzen Welt gehört. Sehen Sie, meine 
Damen und Herren, stellen Sie unter solche weite Aspekte die heutige Entscheidung. Es geht um die 
Spaltung der Völker oder die Zusammenführung der Völker, die Auflösung der Volkswirtschaften in 
zersplitterte Räume oder ihre Zusammenfassung zu großen Austauschgebieten. Stellen Sie Ihre 
Entscheidung vor diese Alternativen, und ich möchte den sehen, der vor ihnen nein sagt.

(Beifall von der FDP und CDU.)

Präsident Dr. Köhler: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Becker. –

Meine Damen und Herren, ich habe mich eben mit Herrn Abgeordneten Dr. Becker verständigt. Frau 
Abgeordnete Wessel will um 14 Uhr weg. Zunächst hat Herr Abgeordneter Dr. Seelos das Wort erbeten; er 
bekommt es jetzt. Dann später Frau Wessel, weil sie nachher abreisen muß. Herr Abgeordneter Dr. Becker 
war so liebenswürdig, sich damit einverstanden zu erklären, daran anschließend zu sprechen.

Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Seelos!

 Dr. Seelos  (BP): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin glücklich, daß mein Vorredner wieder 
die Note angeschlagen hat, die ich von dieser so wichtigen, hochpolitischen Debatte erwartet habe; denn das 
Blitzen und Donnern der politischen Olympier interessiert uns nicht so sehr. Es handelt sich hier nicht um 
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parteitaktische Fragen, es handelt sich um eine europäische Frage und nicht um die des nordrhein-
westfälischen Wahlkampfes.

(Sehr gut! rechts. – Abg. Zinn: Der Kanzler ist leider weg, Herr Seelos! Er hört es nicht!)

Ich möchte mich auch nicht in solchen Polemiken ergehen, sondern diese Schicksalsfrage des deutschen 
Volkes behandeln; denn seit langen Jahren hat es keine so packende Idee wie diese europäische Idee 
gegeben. Damit sie nicht bloß ein Wunschtraum bleibe, sondern Verwirklichung finde, muß man ganz 
nüchtern und realistisch die Schritte tun, die uns Stück für Stück diesem Ziel näherbringen.

Aus diesem Grunde muß man den Schuman-Plan so sehr begrüßen, weil er eine praktische Tat zur 
Durchführung dieser europäischen Idee bedeuten kann. Wir sind allerdings der Überzeugung, daß ohne eine 
grundsätzliche Bejahung der politischen Europaidee auch eine wirtschaftliche Vereinigung und 
Zusammenarbeit Europas nicht verwirklicht werden kann. Eine übernationale Organisation, ein europäischer 
Bund ist schon deshalb notwendig, weil all die bereits bestehenden internationalen Organisationen in Europa 
wie das Marshallplanbüro der OEEC oder das künftige Büro des Schuman-Plans für die europäische Stahl-, 
Eisen- und Kohlenbewirtschaftung nicht im luftleeren Raum ohne demokratische Kontrolle als 
übergeordnete Wirtschaftsbehörden über den europäischen Staaten fungieren können.

Man soll sich auch hüten, wie es eben Herr Schumacher so stark hervorgehoben hat, dieses künftige Europa 
als eine dritte Macht zwischen den zwei Weltmächten USA und Sowjetrußland und als eine Art arbiter 
mundi gestalten zu wollen. Wir haben nun einmal die alte Machtstellung Europas in einer tragisch-
grandiosen Selbstzerfleischung verspielt und müssen nur danach trachten, nicht in völlige Abhängigkeit von 
anderen außereuropäischen Mächten zu kommen. Wir wollen den europäischen Lebensstil wahren, die 
ethischen und kulturellen Lebensnotwendigkeiten Europas sichern und die wirtschaftlichen Grundlagen 
erneuern. Dieses Europa darf keinesfalls in einem Gegensatz zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
gebildet werden, sondern in gemeinsamer Zusammenarbeit. Nichts könnte der europäischen Idee mehr 
schaden, als wenn ihr Pate, die Vereinigten Staaten, das Gefühl bekämen, Europa wolle sich nur mit 
amerikanischen Geldern und Mitteln als wirtschaftlicher und politischer Konkurrent einigen. Wir dürfen 
nicht den Enthusiasmus brechen, mit dem die Vereinigten Staaten ihre junge Macht in den Dienst des 
Wiederaufbaues der Welt und besonders von Europa stellen. Wir wollen ihnen den Glauben an ihre Sendung 
lassen, für die wirtschaftliche und politische Integration Europas verantwortlich zu sein. Andererseits dürfen 
es uns aber die Amerikaner nicht verargen, wenn wir unsere europäische Tradition, unser Denken und 
Fühlen erhalten wollen. Es ist für uns vielleicht das letzte köstliche Gut, die abendländische Kultur im 
Rahmen einer notwendigen wirtschaftlichen Existenzsicherung zu erhalten, wenn schon die Vereinigten 
Staaten die europäische Ordnung der Welt abgelöst haben.

Zusammen mit den Vereinigten Staaten wollen wir eine atlantische Gemeinschaft bilden und aus dem 
militärischen Begriff des Atlantikpakts herauskommen. Durch den beschlossenen Beitritt Amerikas und 
Kanadas zur Marshallplanorganisation der OEEC wird der Wille dargetan, so wie es in anderer Form 
Bidault in seiner Atlantikidee tut, daß die atlantische Gemeinschaft keineswegs bloß eine militärische Basis 
haben soll. Nur eine friedliche atlantische Gemeinschaft wollen wir durch unseren Beitritt zum Europarat 
stärken, und wir weisen entschieden die Idee zurück, daß der Beitritt zum Europarat den Auftakt für die 
Einbeziehung in den atlantischen Militärpakt bedeute. Es ist gut, daß der Bundeskanzler so eindeutige 
Erklärungen in dieser Hinsicht abgegeben hat.

[...]

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Nuding.

Nuding (KPD): Meine Damen und Herren! Wenn ich die Rede des Herrn Abgeordneten Becker und 
insbesondere die Rede des Herrn Kollegen Merkatz nehme, so kommt mir der Gedanke, daß die 
Gesellschaft, die Sie verteidigen, nahezu 100 Jahre die Möglichkeit zur Vereinigung Europas hatte. In dieser 
Zeit hat sie sich als unfähig erwiesen. Das, was Sie heute versuchen, ist noch weniger wert als Ihre Versuche 
in der Vergangenheit; denn heute könnten Sie schon nur noch ein Rumpfeuropa einigen. Aber selbst dazu ist 
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Ihnen die Möglichkeit genommen, weil Sie nur so weit gehen dürfen, wie der amerikanische Imperialismus 
es Ihnen erlaubt.

(Sehr wahr! bei der KPD.)

Eine andere Möglichkeit gibt es dabei nicht.

In der ganzen Diskussion kam zum Ausdruck, daß die Triebkraft für die Vereinigung Europas – und die 
Schaffung der – westeuropäischen Union, muß man klar sagen – Furcht ist. Furcht wovor? – Das ist in 
verschiedenen Formen zum Ausdruck gebracht worden: Furcht vor den gewaltigen sozialen Kräften, die Sie 
nicht mehr im Banne halten können

(Sehr wahr! bei der KPD)

und die Sie zu bekämpfen versuchen. Herr von Merkatz hat es mit den untauglichen Mitteln eines 
Metternich versucht, und der Rattenfänger von Braunau, wenn er leben würde, hätte sich an dieser Rede 
gefreut. Denn auch er wollte die Grenzen soweit wie möglich nach dem Osten verlegen.

(Abg. Spies: Heute entgegengesetzt: der Osten nach dem Westen!)

Das Resultat seiner Schaukelpolitik war ein umgekehrtes. So wird es heute auch Ihnen gehen. Denn die 
Probleme, die zu lösen sind, lauten nicht: Koordination der Rüstungsgewinner und Kriegstreiber aus 
Vergangenheit und Gegenwart, sondern: Schaffung anderer sozialer Zustände, die es den Menschen 
ermöglichen, in Frieden zu leben.

(Sehr wahr! bei der KPD. – Lachen bei den Regierungsparteien. – Zuruf rechts: Russische Zustände!)

– Es haben schon einmal Leute über diese Reden gelacht. Die lachen heute nicht mehr!

(Abg. Schröter: Kollege Müller! Der lacht auch nicht mehr!)

Die sind in Nürnberg von denjenigen gehängt worden, mit denen Sie die Europaunion machen, für welche 
Ihr Herr Kollege Merkatz so warme Worte gesprochen hat.

Nun einige Bemerkungen zu der Rede des Herrn Bundeskanzlers. Der Herr Bundeskanzler hat zu Eingang 
seiner Rede etwa folgende These aufgestellt: Der Atlantikpakt und der Europarat sind Einrichtungen mit 
verschiedenen Zielen und verschiedenen Mitgliedern. – Ist dem wirklich so? Untersuchen wir einmal: Wer 
sind die Väter des westeuropäischen Zusammenschlusses nach dem zweiten Weltkrieg? Nach dem ersten 
Weltkrieg hatten diese Bestrebungen noch einen sehr europäischen Beigeschmack. Es waren damals zwar 
die gleichen Feinde des Fortschritt, aber sie versuchten, die Sache von Europa aus zu machen. Nach dem 
zweiten Weltkrieg ist es einzig und allein der amerikanische Imperialismus und mit ihm sind es diejenigen 
Kreise in Europa, die das erreichen wollen, was Hitler mit den gleichen Argumenten und unter den gleichen 
Vorwänden nicht erreicht hat.

Herr Adenauer und einige Redner dieses Hauses haben zum Ausdruck gebracht, man wolle den 
Zusammenschluß unter einem einzigen Signum, einer einzigen Parole, nämlich dem Druck, der vom Osten 
komme, einen Gegendruck entgegenzusetzen. Aber keiner, weder der Herr Bundeskanzler noch die Redner, 
die nach ihm gesprochen haben, hat dem Hohen Hause gesagt, worin nun eigentlich dieser Druck besteht.

(Abg. Dr. von Brentano: Das ist bekannt!)

Es hat eine Zeit gegeben, als in diesem Hohen Hause davon gesprochen worden ist, daß der Westen 
Deutschlands und Westeuropa Magnet werden solle für die Völker des Ostens.

(Sehr gut! bei der KPD.)
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Anscheinend ist die Magnetzeit vorbei;

(Zuruf von der KPD: Magnet ohne Strom!)

eine andere Zeit ist gekommen. Da man unfähig ist, Magnet zu sein, also anzuziehen, muß man Druck 
ausüben. Natürlich, wenn man unfähig ist, den Menschen in Westeuropa und in Westdeutschland Arbeit und 
Brot zu geben, dann muß man ihnen Hetze und Europa-Union geben.

(Sehr gut! bei der KPD.)

Das ist der Sinn dieser westeuropäischen Union, dieser Zusammenfassung der Kräfte gegen den Druck, 
demgegenüber man nicht Magnet sein kann.

Und was ist der Atlantikpakt? Ich glaube, man braucht keine Gründe mehr anzuführen, um zu beweisen, daß 
er ein Kriegspakt ist; denn wir haben wahrlich schon genug Flugplätze im Westen Deutschlands gehabt. 
Wenn man heute sieht, wie ihre Zahl vermehrt wird und wie die direkte und indirekte Rüstungsproduktion 
anläuft, wie man alles darauf bestellt, Menschen wieder für den Krieg reif zu machen, dann wird klar, daß 
dieser Pakt einen Angriffscharakter hat, daß er nichts anderes bedeutet als die Vorbereitung eines Angriffes 
gegen den Osten. Das sprechen die Amerikaner von Truman über Eisenhower bis hinunter zu den vielen 
Publizisten ganz offen und brutal aus.

Die Ziele dieser beiden Institutionen sind also die gleichen, und die Menschen, die beide schaffen, sind 
ebenfalls dieselben. Wenn man Institutionen von solcher Bedeutung schafft, dann wissen die Menschen, die 
sie schaffen, daß sie damit ihre Interessen verteidigen. Die Imperialisten haben diesen Atlantikpakt 
geschaffen und werden weitere Einrichtungen schaffen, um ihre kapitalistischen Interessen zu verteidigen. 
Ob das zum Wohle der Menschheit ist oder nicht, das bleibt ihnen dabei gleich.

Betrachten wir in diesem Zusammenhang die Rolle eines weiteren Projekts, von dem der Herr 
Bundeskanzler heute gesprochen hat: die Rolle des Schuman-Plans von dem Gesichtspunkt der 
Vorbereitung einer Grenzverlegung. Herr Kollege von Merkatz, ich bin Ihnen dankbar für diese klare 
Formulierung. Von diesem von Ihnen angeführten Gesichtspunkt her ist es notwendig, daß man auch die 
entsprechende wirtschaftliche Maschinerie in Gang setzt. Um diesen Kriegspakt zu untermauern, will man 
die deutsche Kohlen- und die französische Stahlindustrie miteinander vereinigen, um ein größeres 
Kriegspotential zur Vorbereitung und Durchführung des dritten Weltkrieges zu schaffen.

(Sehr gut! bei der KPD. – Zuruf von den Regierungsparteien: Was Sie nicht alles merken!)

Und das gibt man aus als eine Überwindung des deutsch-französischen Gegensatzes! Diese Vereinigung ist 
ja seit 25 Jahren der Traum des Herrn Bundeskanzlers.

(Zuruf in der Mitte: Sind Sie aber gut unterrichtet!)

Er hat das ja selber erzählt. Lesen Sie seine Reden nicht? Das sollten Sie tun! Da kann man sehr viel lernen!

(Heiterkeit.)

Es steht fest: Dieser Pakt wird nicht dazu führen, die Freundschaft zwischen dem deutschen Volke und dem 
französischen Volke zu begründen. Das, was kommen wird, ist etwas ganz anderes: Französische und 
deutsche Rüstungsindustrielle werden gemeinsam das deutsche und das französische Volk ausbeuten! Eine 
Aussicht allerdings besteht für die Jugend beider Länder: diese Jugend darf in dem von den amerikanischen 
Imperialisten vorbereiteten und gewünschten Kriege – nicht gegeneinander, sondern nebeneinander – für die 
gleichen Imperialisten sterben!

(Sehr richtig! bei der KPD.)

17 / 18 18/12/2013



Und dagegen sind wir. Wir wollen das verhüten, und deshalb lehnen wir auch diesen Pakt der deutschen und 
französischen Industriellen ab.

[...]
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